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Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des verwaltungsgerichtlichen 
Verfahrens (Viertes Gesetz zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 
— 4. VwGOÄndG —) 

A. Problem 

Der Geschäftsanfall in der Verwaltungsgerichtsbarkeit ist ständig 
angewachsen. Das hängt unter anderem damit zusammen, daß die 
öffentliche Verwaltung mehr und neue Aufgaben erfüllt, etwa im 
Bereich des Umweltschutzes und der staatlichen Leistungsgewäh-
rung. Mitursächlich für die steigende Zahl von Verwaltungsge-
richtsverfahren ist auch, daß die Bürger in stärkerem Maße staat-
liche Entscheidungen gerichtlich kontrollieren lassen. 

B. Lösung 

Mittelpunkt des Gesetzentwurfes bildet die Überführung des Ge-
setzes zur Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und Fi-
nanzgerichtsbarkeit vom 31. März 1978 (BGBl. I S. 446) in Dauer-
recht. Daneben werden einige weitere verfahrensrechtliche Maß-
nahmen getroffen. Auch sie sollen die Verfahren verbessern und 
beschleunigen sowie die Gerichtsbarkeit entlasten. 

Hervorzuheben sind vor allem: 

— die Neuregelung des Revisionsrechts, 

— die Fristsetzung für bestimmte Prozeßhandlungen, 

— die Vereinfachung der Beiladung in Massenverfahren, 

— die Erweiterung der Befugnisse des vorbereitenden Richters, 
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— die Regelung über die erstinstanzliche Zuständigkeit des Ober-
verwaltungsgerichts bei technischen Großvorhaben, 

— die Einführung der Zurückverweisung der Streitsache an die 
Verwaltungsbehörden, 

— die Neuregelung der Rechtswegverweisung. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Verlängerung der Geltung des Gesetzes zur Entlastung der Ge-
richte in der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit vom 
31. März 1978 (BGBl. I S. 446) 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/7030 — in der aus der anlie-
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 25. Oktober 1990 

Der Rechtsausschuß 

Helmrich 

Vorsitzender 

Dr. Hüsch 	Wiefelspütz 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuregelung des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 
(Viertes Gesetz zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung — 4. VwGOÄndG —) 
— Drucksache 11/7030 — 
mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des ver- 
waltungsgerichtlichen Verfahrens (Viertes Gesetz 
zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

— 4. VwGOÄndG —) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 340-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Vorbeschei-
den" durch das Wort „Gerichtsbescheiden" er-
setzt. 

2. In § 9 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In den Fällen des § 48 Abs. 1 entscheiden 
die Senate des Oberverwaltungsgerichts in der 
Besetzung von fünf Richtern. Die Länder können 
durch Gesetz vorsehen, daß die Senate in der Be-
setzung von fünf Richtern und zwei ehrenamtli-
chen Richtern entscheiden." 

3. § 41 wird gestrichen. 

4. § 47 Abs. 7 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Für das Beschwerdeverfahren gilt § 133 Abs. 2, 3 
Satz 1 und 2, Abs. 4 und 5 Satz 3 entsprechend. In 
der Begründung der Beschwerde muß die grund-
sätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt 
oder die Entscheidung, von der die angefochtene 
Entscheidung abweicht, bezeichnet werden." 

5. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Das Oberverwaltungsgericht entschei-
det im ersten Rechtszug über sämtliche Strei-
tigkeiten, die betreffen 

1. die Errichtung, den Betrieb, die sonstige In-
nehabung, die Veränderung, die Stillegung, 
den sicheren Einschluß und den Abbau von 
Anlagen im Sinne von §§ 7 und 9 a Abs. 3 
des Atomgesetzes, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des ver

-

waltungsgerichtlichen Verfahrens (Viertes Gesetz 
zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

— 4. VwGOÄndG —) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 340-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Das Oberverwaltungsgericht entschei-
det im ersten Rechtszug über sämtliche Strei-
tigkeiten, die betreffen 

1. unverändert 
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Entwurf 

2. die Bearbeitung, Verarbeitung und sonstige 
Verwendung von Kernbrennstoffen außer-
halb von Anlagen der in § 7 des Atomgeset-
zes bezeichneten Art (§ 9 des Atomgeset-
zes) und die wesentliche Abweichung oder 
die wesentliche Veränderung im Sinne von 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 des Atomgesetzes sowie 
die Aufbewahrung von Kernbrennstoffen 
außerhalb der staatlichen Verwahrung (§ 6 
des Atomgesetzes), 

3. die Errichtung, den Bet rieb und die Ände-
rung von Kraftwerken mit Feuerungsanla-
gen für feste, flüssige und gasförmige 
Brennstoffe mit einer Feuerungswärmelei-
stung von mehr als dreihundert Megawatt, 

4. die Errichtung von Freileitungen mit mehr 
als einhunderttausend Volt Nennspannung 
sowie die Änderung ihrer Linienführung, 

5. Planfeststellungsverfahren nach § 7 des Ab-
fallgesetzes für die Errichtung und den Be-
trieb von ortsfesten Anlagen zur Verbren-
nung oder thermischen Zersetzung von Ab-
fällen mit einer jährlichen Durchsatzlei-
stung von mehr als einhunderttausend Ton-
nen und von ortsfesten Anlagen, in denen 
ganz oder teilweise Abfälle im Sinne von § 2 
Abs. 2 des Abfallgesetzes gelagert und ab-
gelagert werden, 

6. das Anlegen, die Erweiterung oder Ände-
rung und den Betrieb von Flughäfen, die 
dem allgemeinen Verkehr dienen, 

7. Planfeststellungsverfahren für den Bau 
neuer Strecken von Straßenbahnen und von 
öffentlichen Eisenbahnen sowie für den Bau 
von Rangier- und Containerbahnhöfen, 

8. Planfeststellungsverfahren für den Bau oder 
die Änderung von Bundesautobahnen, 

9. Planfeststellungsverfahren für den Bau 
neuer Binnenwasserstraßen, die dem allge-
meinen Verkehr dienen. 

Satz 1 gilt für Streitigkeiten über sämtliche für 
das Vorhaben erforderlichen Genehmigungen 
und Erlaubnisse, auch soweit sie Nebenein-
richtungen betreffen, die mit ihm in einem 
räumlichen und betrieblichen Zusammenhang 
stehen. Die Länder können durch Gesetz vor-
schreiben, daß über Streitigkeiten, die Besitz-
einweisungen in den Fällen des Satzes 1 be-
treffen, das Oberverwaltungsgericht im ersten 
Rechtszug entscheidet. " 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2; nach 
dem Wort „Rechtszug" wird das Wort „ferner" 
eingefügt. Der bisherige Absatz 2 wird Ab-
satz 3. 

6. § 49 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über 
das Rechtsmittel 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. Planfeststellungsverfahren nach § 7 des Ab-
fallgesetzes für die Errichtung, den Bet rieb 
und die wesentliche Änderung von ortsfe-
sten Anlagen zur Verbrennung oder thermi-
schen Zersetzung von Abfällen mit einer 
jährlichen Durchsatzleistung (effektive Lei-
stung) von mehr als einhunderttausend 
Tonnen und von ortsfesten Anlagen, in de-
nen ganz oder teilweise Abfälle im Sinne 
von § 2 Abs. 2 des Abfallgesetzes gelagert 
oder abgelagert werden, 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. Planfeststellungsverfahren für den Bau oder 
die Änderung von Bundesfernstraßen, 

9. unverändert 

Satz 1 gilt für Streitigkeiten über sämtliche für 
das Vorhaben erforderlichen Genehmigungen 
und Erlaubnisse, auch soweit sie Nebenein-
richtungen betreffen, die mit ihm in einem 
räumlichen und betrieblichen Zusammenhang 
stehen. Die Länder können durch Gesetz vor-
schreiben, daß über Streitigkeiten, die Besitz-
einweisungen in den Fällen des Satzes 1 be-
treffen, das Oberverwaltungsgericht im ersten 
Rechtszug entscheidet. " 

b) unverändert 

6. unverändert 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

Entwurf 

1. der Revision gegen Urteile des Oberverwal-
tungsgerichts nach § 132, 

2. der Revision gegen Urteile des Verwaltungs-
gerichts nach §§ 134 und 135, 

3. der Beschwerde nach § 47 Abs. 7, § 99 Abs. 2 
und § 133 Abs. 1 dieses Gesetzes sowie nach 
§ 17 a Abs. 4 Satz 4 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes. " 

7. § 50 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 wird gestrichen. 

8. In § 52 Nr. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Klagen gegen den Bund auf Gebieten, die in 
die Zuständigkeit der diplomatischen und konsu-
larischen Auslandsvertretungen der Bundesrepu-
blik Deutschland fallen, ist das Verwaltungsge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk die Bun-
desregierung ihren Sitz hat."  

9. Nach § 56 wird folgender § 56a eingefügt: 

„§ 56a 

(1) Sind gleiche Bekanntgaben an mehr als 
fünfzig Personen erforderlich, kann das Gericht 
für das weitere Verfahren die Bekanntgabe durch 
öffentliche Bekanntmachung anordnen. In dem 
Beschluß muß bestimmt werden, in welchen Ta-
geszeitungen die Bekanntmachungen veröffent-
licht werden; dabei sind Tageszeitungen vorzuse-
hen, die in dem Bereich verbreitet sind, in dem 
sich die Entscheidung voraussichtlich auswirken 
wird. Der Beschluß ist den Beteiligten zuzustellen. 
Die Beteiligten sind darauf hinzuweisen, auf wel-
che Weise die weiteren Bekanntgaben bewirkt 
werden und wann das Schriftstück als zugestellt 
gilt. Der Beschluß ist unanfechtbar. Das Gericht 
kann den Beschluß jederzeit aufheben; es muß 
ihn aufheben, wenn die Voraussetzungen des 
Satzes 1 nicht vorlagen oder nicht mehr vorlie-
gen. 

(2)Bei der öffentlichen Bekanntmachung ist das 
bekanntzugebende Schriftstück an der Gerichts-
tafel auszuhängen und im Bundesanzeiger sowie 
in den im Beschluß nach Absatz 1 Satz 2 bestimm-
ten Tageszeitungen zu veröffentlichen. Bei der 
öffentlichen Bekanntmachung einer Entschei-
dung genügt der Aushang und die Veröffentli-
chung der Entscheidungsformel und der Rechts-
behelfsbelehrung. Statt des Schriftstückes kann 
eine Benachrichtigung ausgehängt oder veröf-
fentlicht werden, in der angegeben ist, daß und 
wo das Schriftstück eingesehen werden kann. 
Eine Terminbestimmung oder Ladung muß im 
vollständigen Wortlaut ausgehängt und veröffent-
licht werden. 

(3) Das Schriftstück gilt als an dem Tage zuge-
stellt, an dem seit dem Tage der Veröffentlichung 
im Bundesanzeiger zwei Wochen verstrichen 
sind; darauf ist in jeder Veröffentlichung hin- 
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zuweisen. Nach der öffentlichen Bekanntma-
chung einer Entscheidung können die Beteilig-
ten eine Ausfertigung schriftlich anfordern; dar-
auf ist in der Veröffentlichung gleichfalls hinzu-
weisen." 

10. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Kommt nach Absatz 2 die Beiladung von 
mehr als fünfzig Personen in Betracht, kann 
das Gericht durch Beschluß anordnen, daß nur 
solche Personen beigeladen werden, die dies 
innerhalb einer bestimmten Frist beantragen. 
Der Beschluß ist im Bundesanzeiger bekannt-
zumachen. Er muß außerdem in Tageszeitun-
gen veröffentlicht werden, die in dem Bereich 
verbreitet sind, in dem sich die Entscheidung 
voraussichtlich auswirken wird. Die F rist muß 
mindestens drei Monate seit Veröffentlichung 
im Bundesanzeiger betragen. In der Veröffent-
lichung in Tageszeitungen ist mitzuteilen, an 
welchem Tage die Frist abläuft. Für die Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand bei Ver-
säumung der Frist gilt § 60 entsprechend. Das 
Gericht soll Personen, die von der Entschei-
dung erkennbar in besonderem Maße betrof-
fen werden, auch ohne Antrag beiladen." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

11. § 67 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „und des § 125 
Abs. 2" durch die Worte „dieses Gesetzes und 
des § 17 a Abs. 4 Satz 4 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes" ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Juristische Personen des öffentlichen Rechts 
und Behörden können sich auch durch Beamte 
oder Angestellte mit Befähigung zum Richter-
amt vertreten lassen." 

12. Nach § 67 wird folgender § 67 a eingefügt: 

„ § 67 a 

(1) Sind an einem Rechtsstreit mehr als fünfzig 
Personen im gleichen Interesse beteiligt, ohne 
durch einen Prozeßbevollmächtigten vertreten zu 
sein, kann das Gericht ihnen durch Beschluß auf-
geben, innerhalb einer angemessenen F rist einen 
gemeinsamen Bevollmächtigten zu bestellen, 
wenn sonst die ordnungsgemäße Durchführung 
des Rechtsstreits beeinträchtigt wäre. Bestellen 
die Beteiligten einen gemeinsamen Bevollmäch-
tigten nicht innerhalb der ihnen gesetzten Frist, 
kann das Gericht einen Rechtsanwalt als gemein-
samen Vertreter durch Beschluß bestellen. Die 
Beteiligten können Verfahrenshandlungen nur 
durch den gemeinsamen Bevollmächtigten oder 
Vertreter vornehmen. Beschlüsse nach den Sät-
zen 1 und 2 sind unanfechtbar. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

10. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Kommt nach Absatz 2 die Beiladung von 
mehr als fünfzig Personen in Betracht, kann 
das Gericht durch Beschluß anordnen, daß nur 
solche Personen beigeladen werden, die dies 
innerhalb einer bestimmten Frist beantragen. 
Der Beschluß ist unanfechtbar. Er ist im Bun-
desanzeiger bekanntzumachen. Er muß außer-
dem in Tageszeitungen veröffentlicht werden, 
die in dem Bereich verbreitet sind, in dem sich 
die Entscheidung voraussichtlich auswirken 
wird. Die Frist muß mindestens drei Monate 
seit Veröffentlichung im Bundesanzeiger be-
tragen. In der Veröffentlichung in Tageszei-
tungen ist mitzuteilen, an welchem Tage die 
Frist abläuft. Für die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand bei Versäumung der F rist gilt 
§ 60 entsprechend. Das Gericht soll Personen, 
die von der Entscheidung erkennbar in beson-
derem Maße betroffen werden, auch ohne An-
trag beiladen. " 

b) unverändert 

11. § 67 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „des § 99 Abs. 2 
und des § 125 Abs. 2" durch die Worte „des 
§ 47 Abs. 7 und des § 99 Abs. 2 dieses Gesetzes 
sowie des § 17 a Abs. 4 Satz 4 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes " ersetzt. 

b) unverändert 

12. unverändert 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

13. unverändert 

14. unverändert 

Entwurf 

(2) Die Vertretungsmacht erlischt, sobald der 
Vertreter oder der Vertretene dies dem Gericht 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle erklärt; der Vertreter 
kann die Erklärung nur hinsichtlich aller Vertre-
tenen abgeben. Gibt der Vertretene eine solche 
Erklärung ab, so erlischt die Vertretungsmacht 
nur, wenn zugleich die Bestellung eines anderen 
Bevollmächtigten angezeigt wird." 

13. § 80 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das gilt auch bei rechtsgestaltenden und fest-
stellenden Verwaltungsakten sowie bei Ver-
waltungsakten mit Doppelwirkung (§ 80 a)."  

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Behörde, die den Verwaltungsakt erlas-
sen oder über den Widerspruch zu entscheiden 
hat, kann in den Fällen des Absatzes 2 die Voll-
ziehung aussetzen, soweit nicht bundesgesetz-
lich etwas anderes bestimmt ist."  

c) Folgender neuer Absatz 6 wird eingefügt: 

„(6) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 ist der 
Antrag nach Absatz 5 nur zulässig, wenn die 
Behörde einen Antrag auf Aussetzung der 
Vollziehung ganz oder zum Teil abgelehnt hat. 
Das gilt nicht, wenn 

1. die Behörde über den Antrag ohne Mittei-
lung eines zureichenden Grundes in ange-
messener Frist sachlich nicht entschieden 
hat oder 

2. eine Vollstreckung droht." 

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und wie 
folgt gefaßt: 

„(7) Das Gericht der Hauptsache kann Be-
schlüsse über Anträge nach Absatz 5 jederzeit 
ändern oder aufheben. Jeder Beteiligte kann 
die Änderung oder Aufhebung wegen verän-
derter oder im ursprünglichen Verfahren ohne 
Verschulden nicht geltend gemachter Um-
stände beantragen. " 

e) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 

14. Nach § 80 wird folgender § 80a eingefügt: 

„§ 80a 

(1) Legt ein Dritter einen Rechtsbehelf gegen 
den an einen anderen gerichteten, diesen begün-
stigenden Verwaltungsakt ein, kann die Be-
hörde 

1. auf Antrag des Begünstigten nach § 80 Abs. 2 
Nr. 4 die sofortige Vollziehung anordnen, 

2. auf Antrag des Dritten nach § 80 Abs. 4 die 
Vollziehung aussetzen und einstweilige Maß-
nahmen zur Sicherung der Rechte des Dritten 
treffen. 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

15. unverändert 

Entwurf 

(2) Legt ein Betroffener gegen einen an ihn ge-
richteten belastenden Verwaltungsakt, der einen 
Dritten begünstigt, einen Rechtsbehelf ein, kann 
die Behörde auf Antrag des Dritten nach § 80 
Abs. 2 Nr. 4 die sofortige Vollziehung anordnen. 

(3) Das Gericht kann auf Antrag Maßnahmen 
nach den Absätzen 1 und 2 ändern oder aufheben 
oder solche Maßnahmen treffen. § 80 Abs. 5 bis 8 
gilt entsprechend. " 

15. Die §§ 82 bis 84 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 82 

(1) Die Klage muß den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen 
und Beweismittel sollen angegeben, die ange-
fochtene Verfügung und der Widerspruchsbe-
scheid sollen in Urschrift oder in Abschrift beige-
fügt werden. 

(2) Entspricht die Klage diesen Anforderungen 
nicht, hat der Vorsitzende oder ein von ihm be-
stimmter Richter (Berichterstatter) den Kläger zu 
der erforderlichen Ergänzung innerhalb einer be-
stimmten Frist aufzufordern. Er kann dem Kläger 
für die Ergänzung eine F rist mit ausschließender 
Wirkung setzen, wenn es an einem der in Absatz 1 
Satz 1 genannten Erfordernisse fehlt. Für die Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand gilt § 60 ent-
sprechend. 

§ 83 

Für die sachliche und örtliche Zuständigkeit 
gelten die §§ 17 bis 17b des Gerichtsverfassungs-
gesetzes entsprechend. Beschlüsse entsprechend 
§ .17 a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes sind unanfechtbar. 

§ 84 

(1) Das Gericht kann ohne mündliche Verhand-
lung durch Gerichtsbescheid entscheiden, wenn 
die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tat-
sächlicher oder rechtlicher Art aufweist und der 
Sachverhalt geklärt ist. Die Beteiligten sind vor-
her zu hören. Die Vorschriften über Urteile gelten 
entsprechend. 

(2) Die Beteiligten können innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung des Gerichtsbescheides, 

1. wenn die Berufung oder die Revision gegeben 
ist, das Rechtsmittel einlegen, 

2. wenn die nur kraft Zulassung statthafte Beru-
fung oder die Revision nicht zugelassen wor-
den ist, Nichtzulassungsbeschwerde einlegen 
oder mündliche Verhandlung beantragen; 
wird von beiden Rechtsbehelfen Gebrauch ge-
macht, findet mündliche Verhandlung statt, 

3. wenn ein Rechtsmittel nicht gegeben ist, 
mündliche Verhandlung beantragen. 
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(3) Der Gerichtsbescheid wirkt als Urteil; 
wird rechtzeitig mündliche Verhandlung be-
antragt, gilt er als nicht ergangen. 

(4) Wird mündliche Verhandlung beantragt, 
kann das Gericht in dem Urteil von einer wei-
teren Darstellung des Tatbestandes und der 
Entscheidungsgründe absehen, soweit es der 
Begründung des Gerichtsbescheides folgt und 
dies in seiner Entscheidung feststellt." 

16. § 86 Abs. 4 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Schriftsätze sind den Beteiligten von Amts 
wegen zu übersenden." 

17. § 87 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 87 

(1) Der Vorsitzende oder der Berichterstatter hat 
schon vor der mündlichen Verhandlung alle An-
ordnungen zu treffen, die notwendig sind, um den 
Rechtsstreit möglichst in einer mündlichen Ver-
handlung zu erledigen. Er kann insbesondere 

1. die Beteiligten zur Erörterung des Sach- und 
Streitstandes und zur gütlichen Beilegung des 
Rechtsstreits laden und einen Vergleich entge-
gennehmen; 

2. den Beteiligten die Ergänzung oder Erläute-
rung ihrer vorbereitenden Schriftsätze sowie 
die Vorlegung von Urkunden und von anderen 
zur Niederlegung bei Gericht geeigneten Ge-
genständen aufgeben, insbesondere eine F rist 
zur Erklärung über bestimmte klärungsbedürf-
tige Punkte setzen; 

3. Auskünfte einholen; 

4. die Vorlage von Urkunden anordnen; 

5. das persönliche Erscheinen der Beteiligten an-
ordnen; § 95 gilt entsprechend; 

6. Zeugen und Sachverständige zur mündlichen 
Verhandlung laden. 

(2) Die Beteiligten sind von jeder Anordnung zu 
benachrichtigen. 

(3) Der Vorsitzende oder der Berichterstatter 
kann einzelne Beweise erheben. Dies darf nur 
insoweit geschehen, als es zur Vereinfachung der 
Verhandlung vor dem Gericht sachdienlich und 
von vornherein anzunehmen ist, daß das Gericht 
das Beweisergebnis auch ohne unmittelbaren 
Eindruck von dem Verlauf der Beweisaufnahme 
sachgemäß zu würdigen vermag." 

18. Nach § 87 werden folgende §§ 87a und 87b ein-
gefügt: 

„ § 87 a 

(1) Der Vorsitzende oder der Berichterstatter 
entscheidet, wenn die Entscheidung im vorberei-
tenden Verfahren ergeht, 

1. über die Aussetzung und das Ruhen des Ver-
fahrens; 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. Nach § 87 werden folgende §§ 87a und 87b ein-
gefügt: 

„§ 87a 

(1) Der Vorsitzende entscheidet, wenn die Ent-
scheidung im vorbereitenden Verfahren ergeht, 

1.-5. unverändert 
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2. bei Zurücknahme der Klage, Verzicht auf den 
geltend gemachten Anspruch oder Anerkennt-
nis des Anspruchs; 

3. bei Erledigung des Rechtsstreits in der Haupt-
sache; 

4. über den Streitwert; 

5. über Kosten. 

(2) Im Einverständnis der Beteiligten kann der 
Vorsitzende oder der Berichterstatter auch sonst 
anstelle der Kammer oder des Senats entschei-
den. 

§ 87 b 

(1) Der Vorsitzende oder der Berichterstatter 
kann dem Kläger eine Frist setzen zur Angabe der 
Tatsachen, durch deren Berücksichtigung oder 
Nichtberücksichtigung im Verwaltungsverfahren 
er sich beschwert fühlt. Die Fristsetzung nach 
Satz 1 kann mit der Fristsetzung nach § 82 Abs. 2 
Satz 2 verbunden werden. 

(2) Der Vorsitzende oder der Berichterstatter 
kann einem Beteiligten unter Fristsetzung aufge-
ben, zu bestimmten Vorgängen 

1. Tatsachen anzugeben oder Beweismittel zu 
bezeichnen, 

2. Urkunden oder andere bewegliche Sachen 
vorzulegen, soweit der Beteiligte dazu ver-
pflichtet ist. 

(3) Das Gericht kann Erklärungen und Beweis-
mittel, die erst nach Ablauf einer nach den Absät-
zen 1 und 2 gesetzten Frist vorgebracht werden, 
zurückweisen und ohne weitere Ermittlungen 
entscheiden, wenn 

1. ihre Zulassung nach der freien Überzeugung 
des Gerichts die Erledigung des Rechtsstreits 
verzögern würde und 

2. der Beteiligte die Verspätung nicht genügend 
entschuldigt und 

3. der Beteiligte über die Folgen einer Fristver-
säumung belehrt worden ist. 

Der Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen des 
Gerichts glaubhaft zu machen. Satz 1 gilt nicht, 
wenn es mit geringem Aufwand möglich ist, den 
Sachverhalt auch ohne Mitwirkung des Beteilig-
ten zu ermitteln. " 

19. § 90 Abs. 2 und 3 wird gestrichen. 

20. In § 92 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Beschluß ist unanfechtbar." 

21. Nach § 93 wird folgender § 93 a eingefügt:  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) Im Einverständnis der Beteiligten kann der 
Vorsitzende auch sonst anstelle der Kammer oder 
des Senats entscheiden. 

(3) Ist ein Berichterstatter bestellt, so entschei-
det dieser anstelle des Vorsitzenden. 

§ 87b 

unverändert 

 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 
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„§ 93 a  

(1) Ist die Rechtmäßigkeit einer behördlichen 
Maßnahme Gegenstand von mehr als fünfzig Ver-
fahren, kann das Gericht eines oder mehrere ge-
eignete Verfahren vorab durchführen (Musterver-
fahren) und die übrigen Verfahren aussetzen. Die 
Beteiligten sind vorher zu hören. Der Beschluß ist 
unanfechtbar. 

(2) Ist über die durchgeführten Verfahren 
rechtskräftig entschieden worden, kann das Ge-
richt nach Anhörung der Beteiligten über die aus-
gesetzten Verfahren durch Beschluß entscheiden, 
wenn es einstimmig der Auffassung ist, daß die 
Sachen gegenüber rechtskräftig entschiedenen 
Musterverfahren keine wesentlichen Besonder-
heiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufwei-
sen und der Sachverhalt geklärt ist. Das Gericht 
kann in einem Musterverfahren erhobene Be-
weise einführen; es kann nach seinem Ermessen 
die wiederholte Vernehmung eines Zeugen oder 
eine neue Begutachtung durch denselben oder 
andere Sachverständige anordnen. Den Beteilig-
ten steht gegen den Beschluß nach Satz 1 das 
Rechtsmittel zu, das zulässig wäre, wenn das Ge-
richt durch Urteil entschieden hätte. Die Beteilig-
ten sind über dieses Rechtsmittel zu belehren." 

22. § 106 wird wie folgt gefaßt: 
„§ 106 

Um den Rechtsstreit vollständig oder zum Teil 
zu erledigen, können die Beteiligten zur Nieder-
schrift des Gerichts oder des beauftragten oder 
ersuchten Richters einen Vergleich schließen, so-
weit sie über den Gegenstand des Vergleichs ver-
fügen können. Ein gerichtlicher Vergleich kann 
auch dadurch geschlossen werden, daß die Betei-
ligten einen in der Form eines Beschlusses ergan-
genen Vorschlag des Gerichts, des Vorsitzenden 
oder des Berichterstatters schriftlich gegenüber 
dem Gericht annehmen." 

23. § 113 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 
„(2) Begehrt der Kläger die Änderung eines 

Verwaltungsaktes, der einen Geldbetrag fest-
setzt oder eine darauf bezogene Feststellung 
trifft, kann das Gericht den Betrag in anderer 
Höhe festsetzen oder die Feststellung durch 
eine andere ersetzen. Erfordert die Ermittlung 
des festzusetzenden oder festzustellenden Be-
trags einen nicht unerheblichen Aufwand, 
kann das Gericht die Änderung des Verwal-
tungsaktes durch Angabe der zu Unrecht be-
rücksichtigten oder nicht berücksichtigten tat-
sächlichen oder rechtlichen Verhältnisse so be-
stimmen, daß die Behörde den Betrag auf-
grund der Entscheidung errechnen kann. Die 
Behörde teilt den Beteiligten das Ergebnis der 
Neuberechnung unverzüglich formlos mit; 
nach Rechtskraft der Entscheidung ist der Ver-
waltungsakt mit dem geänderten Inhalt neu 
bekanntzugeb en.  " 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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23. § 113 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 
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b) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Hält das Gericht eine weitere Sachauf-
klärung für erforderlich, kann es, ohne in der 
Sache selbst zu entscheiden, den Verwal-
tungsakt und den Widerspruchsbescheid auf-
heben, soweit dies wegen der Art und des Um-
fangs der erforderlichen Ermittlungen auch 
,unter Berücksichtigung der Belange der Betei-
ligten sachdienlich ist. Auf Antrag kann das 
Gericht bis zum Erlaß des neuen Verwaltungs-
aktes eine einstweilige Regelung treffen, ins-
besondere bestimmen, daß Sicherheiten gelei-
stet werden oder ganz oder zum Teil bestehen 
bleiben und Leistungen zunächst nicht zurück-
gewährt werden müssen. Der Beschluß kann 
jederzeit geändert oder aufgehoben werden. 
Eine Entscheidung nach Satz 1 kann nur bin-
nen sechs Monaten seit Eingang der Akten der 
Behörde bei Gericht ergehen." 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 4 und 5. 

24. § 117 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Das Gericht kann von einer weiteren 
Darstellung der Entscheidungsgründe abse-
hen, soweit es der Begründung des Verwal-
tungsaktes oder des Widerspruchsbescheides 
folgt und dies in seiner Entscheidung fest-
stellt. " 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

25. § 121 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 121 

Rechtskräftige Urteile binden, soweit über den 
Streitgegenstand entschieden worden ist, 

1. die Beteiligten und ihre Rechtsnachfolger 
und 

2. im Falle des § 65 Abs. 3 die Personen, die einen 
Antrag auf Beiladung nicht oder nicht fristge-
mäß gestellt haben." 

26. § 122 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und Vorbe-
scheide" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Beschlüsse sind zu begründen, wenn sie 
durch Rechtsmittel angefochten werden kön-
nen oder über einen Rechtsbehelf entscheiden. 
Beschlüsse über die Aussetzung der Vollzie-
hung (§§ 80, 80a) und über einstweilige An-
ordnungen (§ 123) sowie Beschlüsse nach Erle-
digung des Rechtsstreits in der Hauptsache 
(§ 161 Abs. 2) sind stets zu begründen. Be-
schlüsse, die über ein Rechtsmittel entschei-
den, bedürfen keiner weiteren Begründung, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Hält das Gericht eine weitere Sachauf-
klärung für erforderlich, kann es, ohne in der 
Sache selbst zu entscheiden, den Verwal-
tungsakt und den Widerspruchsbescheid auf-
heben, soweit nach Art oder Umfang die noch 
erforderlichen Ermittlungen erheblich sind 
und die Aufhebung auch unter Berücksichti-
gung der Belange des Beteiligten sachdienlich 
ist. Auf Antrag kann das Gericht bis zum Erlaß 
des neuen Verwaltungsaktes eine einstweilige 
Regelung treffen, insbesondere bestimmen, 
daß Sicherheiten geleistet werden oder ganz 
oder zum Teil bestehen bleiben und Leistun-
gen zunächst nicht zurückgewährt werden 
müssen. Der Beschluß kann jederzeit geändert 
oder aufgehoben werden. Eine Entscheidung 
nach Satz i kann nur binnen sechs Monaten 
seit Eingang der Akten der Behörde bei Ge-
richt ergehen. " 

c) unverändert 

24. unverändert 

25. unverändert 

26. unverändert 
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28. unverändert 

29. unverändert 

30. unverändert 
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soweit das Gericht das Rechtsmittel aus den 
Gründen der angefochtenen Entscheidung als 
unbegründet zurückweist." 

27. § 123 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 wird die Verweisung „§ 80 
Abs. 7" durch die Verweisung „§ 80 Abs. 8" 
ersetzt. 

b) Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefaßt: 

„(4) Das Gericht entscheidet durch Be-
schluß. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gel-
ten nicht für die Fälle der §§ 80 und 80 a."  

28. § 125 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 125 

(1) Für das Berufungsverfahren gelten die Vor-
schriften des Teils II entsprechend, soweit sich 
aus diesem Abschnitt nichts anderes ergibt. § 84 
findet keine Anwendung. 

(2) Ist die Berufung unzulässig, so ist sie zu ver-
werfen. Die Entscheidung kann durch Beschluß 
ergehen. Die Beteiligten sind vorher zu hören. 
Gegen den Beschluß steht den Beteiligten das 
Rechtsmittel zu, das zulässig wäre, wenn das Ge-
richt durch Urteil entschieden hätte. Die Beteilig-
ten sind über dieses Rechtsmittel zu belehren." 

29. Nach § 128 wird folgender § 128a eingefügt: 

„§ 128a 

(1) Neue Erklärungen und Beweismittel, die im 
ersten Rechtszug entgegen einer hierfür gesetz-
ten Frist (§ 87b Abs. 1 und 2) nicht vorgebracht 
worden sind, sind nur zuzulassen, wenn nach der 
freien Überzeugung des Gerichts ihre Zulassung 
die Erledigung des Rechtsstreits nicht verzögern 
würde oder wenn der Beteiligte die Verspätung 
genügend entschuldigt. Der Entschuldigungs-
grund ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu 
machen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Beteiligte im 
ersten Rechtszug über die Folgen einer Fristver-
säumung nicht nach § 87b Abs. 3 Nr. 3 belehrt 
worden ist oder wenn es mit geringem Aufwand 
möglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mitwir-
kung des Beteiligten zu ermitteln. 

(2) Erklärungen und Beweismittel, die das Ver-
waltungsgericht zu Recht zurückgewiesen hat, 
bleiben auch im Berufungsverfahren ausge-
schlossen. " 

30. Nach § 130 werden folgende §§ 130a und 130b 
eingefügt: 

„§ 130a 

Das Oberverwaltungsgericht kann, außer in 
den Fällen des § 84 Abs. 2 Nr. 1, die Berufung 
durch Beschluß zurückweisen, wenn es sie ein-
stimmig für unbegründet und eine mündliche 
Verhandlung nicht für erforderlich hält. § 125 
Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 
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§ 130b 

Das Oberverwaltungsgericht kann im Urteil 
über die Berufung von einer weiteren Darstellung 
der Entscheidungsgründe absehen, soweit es die 
Berufung aus den Gründen der angefochtenen 
Entscheidung als unbegründet zurückweist." 

31. In § 131 werden die bisherigen Absätze 2 bis 4 
durch folgende Absätze 2 bis 8 ersetzt: 

„(2) Die Berufung bedarf der Zulassung in dem 
Urteil des Verwaltungsgerichts oder auf Be-
schwerde durch Beschluß des Oberverwaltungs-
gerichts, wenn der Wert des Beschwerdegegen-
standes 

1. bei einer Klage, die eine Geldleistung oder ei-
nen hierauf gerichteten Verwaltungsakt be-
trifft, eintausend Deutsche Mark oder 

2. bei einer Erstattungsstreitigkeit zwischen juri-
stischen Personen des öffentlichen Rechts oder 
Behörden zehntausend Deutsche Mark 

nicht übersteigt. Das gilt nicht, wenn die Berufung 
wiederkehrende oder laufende Leistungen für 
mehr als ein Jahr bet rifft. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist die 
Berufung nur zuzulassen, wenn 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung 
hat, 

2. das Urteil von einer Entscheidung des  Ober

-

verwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungs-
gerichts oder des Gemeinsamen Senats der 
obersten Gerichtshöfe des Bundes abweicht 
und auf dieser Abweichung beruht oder 

3. ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird 
und vorliegt, auf dem die Entscheidung beru-
hen kann. 

(4) Das Oberverwaltungsgericht ist an die Zu-
lassung gebunden. 

(5) Die Nichtzulassung der Berufung durch das 
Verwaltungsgericht kann durch Beschwerde an-
gefochten werden. Die Beschwerde ist bei dem 
Gericht, gegen dessen Urteil Berufung eingelegt 
werden soll, innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung des vollständigen Urteils einzulegen. Die Be-
schwerde muß das angefochtene Urteil bezeich-
nen. Sie soll die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel angeben. 

(6) Die Einlegung der Beschwerde hemmt die 
Rechtskraft des Urteils. 

(7) Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, ent-
scheidet das Oberverwaltungsgericht durch Be-
schluß. Der Beschluß bedarf keiner Begründung. 
Mit der Ablehnung der Beschwerde durch das 
Oberverwaltungsgericht wird das Urteil rechts-
kräftig. 
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(8) Wird der Beschwerde abgeholfen oder läßt 
das Oberverwaltungsgericht die Berufung zu, so 
wird das Beschwerdeverfahren als Berufungsver-
fahren fortgesetzt; der Einlegung einer Berufung 
durch den Beschwerdeführer bedarf es nicht. Dar-
auf ist in dem Beschluß hinzuweisen." 

32. Die §§ 132 bis 136 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 132 

(1) Gegen das Urteil des Oberverwaltungsge-
richts (§ 49 Nr. 1) steht den Beteiligten die Revi-
sion an das Bundesverwaltungsgericht zu, wenn 
das Oberverwaltungsgericht oder auf Be-
schwerde gegen die Nichtzulassung das Bundes-
verwaltungsgericht sie zugelassen hat. 

(2) Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung 
hat, 

2. das Urteil von einer Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts oder des Gemeinsamen 
Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht 
oder 

3. ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird 
und vorliegt, auf dem die Entscheidung beru-
hen kann. 

(3) Das Bundesverwaltungsgericht ist an die Zu-
lassung gebunden. 

§ 133 

(1)Die Nichtzulassung der Revision kann durch 
Beschwerde angefochten werden. 

(2) Die Beschwerde ist bei dem Gericht, gegen 
dessen Urteil Revision eingelegt werden soll, in-
nerhalb eines Monats nach Zustellung des voll-
ständigen Urteils einzulegen. Die Beschwerde 
muß das angefochtene Urteil bezeichnen. 

(3) Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Mo-
naten nach der Zustellung des vollständigen Ur-
teils zu begründen. Die Begründung ist bei dem 
Gericht, gegen dessen Urteil Revision eingelegt 
werden soll, einzureichen. In der Begründung 
muß die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssa-
che dargelegt oder die Entscheidung, von der das 
Urteil abweicht, oder der Verfahrensmangel be-
zeichnet werden. 

(4) Die Einlegung der Beschwerde hemmt die 
Rechtskraft des Urteils. 

(5)Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, ent-
scheidet das Bundesverwaltungsgericht durch 
Beschluß. Der Beschluß soll kurz begründet wer-
den; von einer Begründung kann abgesehen wer-
den, wenn sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 
Voraussetzungen beizutragen, unter denen eine 
Revision zuzulassen ist. Mit der Ablehnung der 
Beschwerde durch das Bundesverwaltungsge-
richt wird das Urteil rechtskräftig. 
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(6) Liegen die Voraussetzungen des § 132 
Abs. 2 Nr. 3 vor, kann das Bundesverwaltungsge-
richt in dem Beschluß das angefochtene Urteil 
aufheben und den Rechtsstreit zur anderweitigen 
Verhandlung und Entscheidung zurückverwei-
sen. 

§ 134 

(1) Gegen das Urteil eines Verwaltungsgerichts 
(§ 49 Nr. 2) steht den Beteiligten die Revision un-
ter Übergehung der Berufungsinstanz zu, wenn 
der Kläger und der Beklagte schriftlich zustimmen 
und wenn sie von dem Verwaltungsgericht im 
Urteil oder auf Antrag durch Beschluß zugelassen 
wird. Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach 
Zustellung des vollständigen Urteils schriftlich zu 
stellen. Die Zustimmung ist dem Antrag oder, 
wenn die Revision im Urteil zugelassen ist, der 
Revisionsschrift beizufügen. 

(2) Die Revision ist nur zuzulassen, wenn die 
Voraussetzungen des § 132 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 
vorliegen. Das Bundesverwaltungsgericht ist an 
die Zulassung gebunden. Die Ablehnung der Zu-
lassung ist unanfechtbar. 

(3) Lehnt das Verwaltungsgericht den Antrag 
auf Zulassung der Revision durch Beschluß ab, 
beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung 
der Lauf der Berufungsfrist oder der F rist für die 
Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Beru-
fung von neuem, sofern der Antrag in der gesetz-
lichen Frist und Form gestellt und die Zustim-
mungserklärung beigefügt war. Läßt das Verwal-
tungsgericht die Revision durch Beschluß zu, be-
ginnt der Lauf der Revisionsfrist mit der Zustel-
lung dieser Entscheidung. 

(4)Die Revision kann nicht auf Mängel des Ver-
fahrens gestützt werden. 

(5) Die Einlegung der Revision und die Zustim-
mung gelten als Verzicht auf die Berufung, wenn 
das Verwaltungsgericht die Revision zugelassen 
hat. 

§ 135 

Gegen das Urteil eines Verwaltungsgerichts 
(§ 49 Nr. 2) steht den Beteiligten die Revision an 
das Bundesverwaltungsgericht zu, wenn durch 
Bundesgesetz die Berufung ausgeschlossen ist. 
Die Revision kann nur eingelegt werden, wenn 
das Verwaltungsgericht oder auf Beschwerde ge-
gen die Nichtzulassung das Bundesverwaltungs-
gericht sie zugelassen hat. Für die Zulassung gel-
ten die §§ 132 und 133 entsprechend. 

§ 136 

Gegen Urteile nach § 47 ist die Revision nicht 
zulässig. " 
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33. § 139 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 139 

(1) Die Revision ist bei dem Gericht, dessen Ur-
teil angefochten wird, innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des vollständigen Urteils oder 
des Beschlusses über die Zulassung der Revision 
nach § 134 Abs. 3 Satz 2 schriftlich einzulegen. 
Die Revisionsfrist ist auch gewahrt, wenn die  Re-
vision  innerhalb der Frist bei dem Bundesverwal-
tungsgericht eingelegt wird. Die Revision muß 
das angefochtene Urteil bezeichnen. 

(2)Wird der Beschwerde gegen die Nichtzulas-
sung der Revision abgeholfen oder läßt das Bun-
desverwaltungsgericht die Revision zu, so wird 
das Beschwerdeverfahren als Revision sverfahren 
fortgesetzt, wenn nicht das Bundesverwaltungs-
gericht das angefochtene Urteil nach § 133 Abs. 6 
aufhebt; der Einlegung einer Revision durch den 
Beschwerdeführer bedarf es nicht. Darauf ist in 
dem Beschluß hinzuweisen. 

(3) Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten 
nach Zustellung des vollständigen Urteils oder 
des Beschlusses über die Zulassung der Revision 
nach § 134 Abs. 3 Satz 2 zu begründen; im Falle 
des Absatzes 2 beträgt die Begründungsfrist ei-
nen Monat nach Zustellung des Beschlusses über 
die Zulassung der Revision. Die Begründung ist 
bei dem Bundesverwaltungsgericht einzureichen. 
Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem 
Ablauf gestellten Antrag von dem Vorsitzenden 
verlängert werden. Die Begründung muß einen 
bestimmten Antrag enthalten, die verletzte 
Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel ge-
rügt werden, die Tatsachen angeben, die den 
Mangel ergeben. " 

34. In § 141 wird folgender Satz angefügt: 

„Die §§ 87a, 130a und 130b finden keine Anwen-
dung. " 

35. § 142 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 142 

(1) Klageänderungen und Beiladungen sind im 
Revisionsverfahren unzulässig. Das gilt nicht für 
Beiladungen nach § 65 Abs. 2. 

(2) Ein im Revisionsverfahren nach § 65 Abs. 2 
Beigeladener kann Verfahrensmängel nur inner-
halb von zwei Monaten nach Zustellung des Bei-
ladungsbeschlusses rügen. Die Frist kann auf 
einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von dem 
Vorsitzenden verlängert werden." 

36. § 144 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Bundesverwaltungsgericht verweist den 
Rechtsstreit zurück, wenn der im Revisionsver-
fahren nach § 142 Abs. 1 Satz 2 Beigeladene 
ein berechtigtes Interesse daran hat."  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

33. unverändert 

34. unverändert 

35. unverändert 

36. unverändert 
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b) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Die Entscheidung über die Revision be-
darf keiner Begründung, soweit das Bundes-
verwaltungsgericht Rügen von Verfahrens-
mängeln nicht für durchgreifend hält. Das gilt 
nicht für Rügen nach § 138 und, wenn mit 
der Revision ausschließlich Verfahrensmängel 
geltend gemacht werden, für Rügen, auf de-
nen die Zulassung der Revision beruht." 

37. § 146 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Gegen die Entscheidungen des Verwal-
tungsgerichts, des Vorsitzenden oder des Bericht-
erstatters, die nicht Urteile oder Gerichtsbe-
scheide sind, steht den Beteiligten und den sonst 
von der Entscheidung Betroffenen die Be-
schwerde an das Oberverwaltungsgericht zu, so-
weit nicht in diesem Gesetz etwas anderes be-
stimmt ist. " 

38. § 147 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Beschwerde ist bei dem Gericht, dessen Ent-
scheidung angefochten wird, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle innerhalb von zwei Wochen nach Be-
kanntgabe der Entscheidung einzulegen." 

39. § 148 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Hält das Verwaltungsgericht, der Vorsit-
zende oder der Berichterstatter, dessen Entschei-
dung angefochten wird, die Beschwerde für be-
gründet, so ist ihr abzuhelfen; sonst ist sie unver-
züglich dem Oberverwaltungsgericht vorzule-
gen. " 

40. § 149 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Gericht, der Vorsitzende oder der Bericht-
erstatter, dessen Entscheidung angefochten wird, 
kann auch sonst bestimmen, daß die Vollziehung 
der angefochtenen Entscheidung einstweilen 
auszusetzen ist. " 

41. § 152 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Entscheidungen des Oberverwaltungsge-
richts können vorbehaltlich des § 47 Abs. 7, des 
§ 99 Abs. 2 und des § 133 Abs. 1 dieses Gesetzes 
sowie des § 17 a Abs. 4 Satz 4 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes nicht mit der Beschwerde an 
das Bundesverwaltungsgericht angefochten wer-
den. " 

42. § 155 Abs. 4 wird gestrichen. 

43. § 158 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 158 

(1) Die Anfechtung der Entscheidung über die 
Kosten ist unzulässig, wenn nicht gegen die Ent-
scheidung in der Hauptsache ein Rechtsmittel 
eingelegt wird. 

(2) Ist eine Entscheidung in der Hauptsache 
nicht ergangen, so ist die Entscheidung über die 
Kosten unanfechtbar. " 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

37. unverändert 

38. unverändert 

39. unverändert 

40. unverändert 

41. unverändert 

42. unverändert 

43. unverändert 
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44. In § 172 Satz 1 wird die Verweisung „§ 113 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 4" durch die Verweisung „§ 113 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5" ersetzt. 

45. Die §§ 175, 177 und 188 Satz 3 werden gestri-
chen. 

46. § 190 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „vorbehaltlich 
der Vorschriften der Absätze 2 und 3" gestri-
chen. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

Artikel 2 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 17 und 17 a werden wie folgt gefaßt: 

„§ 17 

(1) Die Zulässigkeit des beschrittenen Rechtswe-
ges wird durch eine nach Rechtshängigkeit eintre-
tende Veränderung der sie begründenden Um-
stände nicht berührt. Während der Rechtshängig-
keit kann die Sache von keiner Partei anderweitig 
anhängig gemacht werden. 

(2) Das Gericht des zulässigen Rechtsweges ent-
scheidet den Rechtsstreit unter allen in Betracht 
kommenden rechtlichen Gesichtspunkten. Arti-
kel 14 Abs. 3 Satz 4 und Artikel 34 Satz 3 des 
Grundgesetzes bleiben unberührt. 

§ 17a 

(1) Hat ein Gericht den zu ihm beschrittenen 
Rechtsweg rechtskräftig für zulässig erklärt, sind 
andere Gerichte an diese Entscheidung gebun-
den. 

(2) Ist der beschrittene Rechtsweg unzulässig, 
spricht das Gericht dies nach Anhörung der Par-
teien von Amts wegen aus und verweist den 
Rechtsstreit zugleich an das zuständige Gericht des 
zulässigen Rechtsweges. Sind mehrere Gerichte 
zuständig, wird an das vom Kläger oder Antragstel-
ler auszuwählende Gericht verwiesen oder, wenn 
die Wahl unterbleibt, an das vom Gericht be-
stimmte. Der Beschluß ist für das Gericht, an das 
der Rechtsstreit verwiesen worden ist, hinsichtlich 
des Rechtsweges bindend. 

(3) Ist der beschrittene Rechtsweg zulässig, kann 
das Gericht dies vorab aussprechen. Es hat vorab 
zu entscheiden, wenn eine Partei die Zulässigkeit 
des Rechtsweges rügt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

44. unverändert 

45. unverändert 

46. unverändert 

Artikel 2 

unverändert 
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Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

unverändert 

Entwurf 

(4) Der Beschluß nach den Absätzen 2 und 3 
kann ohne mündliche Verhandlung ergehen. Er ist 
zu begründen. Gegen den Beschluß ist die sofortige 
Beschwerde nach den Vorschriften der jeweils an-
zuwendenden Verfahrensordnung gegeben. Den 
Beteiligten steht die Beschwerde gegen einen Be-
schluß des oberen Landesgerichts an den obersten 
Gerichtshof des Bundes nur zu, wenn sie in dem 
Beschluß zugelassen worden ist. Die Beschwerde 
ist zuzulassen, wenn die Rechtsfrage grundsätzli-
che Bedeutung hat oder wenn das Gericht von der 
Entscheidung eines obersten Gerichtshofes des 
Bundes oder des Gemeinsamen Senats der ober-
sten Gerichtshöfe des Bundes abweicht. Der ober-
ste Gerichtshof des Bundes ist an die Zulassung der 
Beschwerde gebunden. 

(5) Das Gericht, das über ein Rechtsmittel gegen 
eine Entscheidung in der Hauptsache entscheidet, 
prüft nicht, ob der beschrittene Rechtsweg zulässig 
ist. " 

2. Nach § 17 a wird folgender § 17 b eingefügt: 

„§ 17b 

(1) Nach Eintritt der Rechtskraft des Verwei-
sungsbeschlusses wird der Rechtsstreit mit Ein-
gang der Akten bei dem im Beschluß bezeichneten 
Gericht anhängig. Die Wirkungen der Rechtshän-
gigkeit bleiben bestehen. 

(2) Wird ein Rechtsstreit an ein anderes Gericht 
verwiesen, so werden die Kosten im Verfahren vor 
dem angegangenen Gericht als Teil der Kosten 
behandelt, die bei dem Gericht erwachsen, an das 
der Rechtsstreit verwiesen wurde. Dem Kläger sind 
die entstandenen Mehrkosten auch dann aufzuer-
legen, wenn er in der Hauptsache obsiegt." 

Artikel 3 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 310-4, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 261 Abs. 3 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Zuständigkeit des Prozeßgerichts wird durch 
eine Veränderung der sie begründenden Um-
stände nicht berührt." 

2. § 567 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 519b, § 542 Abs. 3 in Verbindung mit § 341 
Abs. 2, § 568 a sowie § 17 a Abs. 4 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes bleiben unberührt." 

Artikel 4 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

Die Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 
(BGBl. I S. 1477), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 
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1. Die §§ 34, 66 Abs. 2 und 3 und § 136 Abs. 4 werden 
gestrichen. 

2. § 70 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 70 

Für die sachliche und örtliche Zuständigkeit gel-
ten die §§ 17 bis 17b des Gerichtsverfassungsge-
setzes entsprechend. Beschlüsse entsprechend 
§ 17 a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes sind unanfechtbar. " 

Artikel 5 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I 
S. 2535), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. Die §§ 52 und 94 Abs. 2 und 3 werden gestri-
chen. 

2. § 98 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 98 

Für die sachliche und örtliche Zuständigkeit gel-
ten die §§ 17, 17a und § 17b Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 
des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 
Beschlüsse entsprechend .§ 17 a Abs. 2 und 3 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes sind unanfechtbar." 

3. § 177 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 177 

Entscheidungen des Landessozialgerichts oder 
seines Vorsitzenden können vorbehaltlich des 
§ 160 a Abs. 1 dieses Gesetzes und des § 17 a Abs. 4 
Satz 4 des Gerichtsverfassungsgesetzes nicht mit 
der Beschwerde an das Bundessozialgericht ange-
fochten werden. " 

Artikel 6 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853), zu-
letzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In den Überschriften zu § 2 und § 2 a wird jeweils 
das Wort „Sachliche" gestrichen. 

2. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Rechtsweg und Zuständigkeit" 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die Zulässigkeit des Rechtsweges 
und der Verfahrensart sowie für die sachliche 
und örtliche Zuständigkeit gelten die §§ 17 bis 
17b des Gerichtsverfassungsgesetzes mit fol-
gender Maßgabe entsprechend: 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel S 

unverändert 

Artikel 6 

unverändert 
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1. Beschlüsse entsprechend § 17a Abs. 2 und 
3 des Gerichtsverfassungsgesetzes über die 
örtliche Zuständigkeit sind unanfechtbar. 

2. Der Beschluß nach § 17a Abs. 4 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes ergeht auch au-
ßerhalb der mündlichen Verhandlung stets 
durch die  Kammer."  

3. § 48a wird gestrichen. 

4. § 65 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 65 
Beschränkung der Berufung 

Das Berufungsgericht prüft nicht, ob der be-
schrittene Rechtsweg und die Verfahrensart zu-
lässig sind, ob das Gericht des ersten Rechtszugs 
seine Zuständigkeit zu Unrecht angenommen hat 
und ob bei der Berufung der ehrenamtlichen Rich-
ter Verfahrensmängel unterlaufen sind oder Um-
stände vorgelegen haben, die die Berufung eines 
ehrenamtlichen Richters zu seinem Amte aus-
schließen. " 

5. § 67 a wird gestrichen. 

6. In § 70 Satz 1 werden nach den Worten „ § 519 b 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung" die Worte „sowie 
in den Fällen des § 17 a Abs. 2 und 3 des Gerichts-
verfassungsgesetzes" eingefügt. 

7. § 73 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) § 65 findet entsprechende Anwendung." 

8. In § 78 Abs. 2 werden nach dem Hinweis „(§ 568 a 
der Zivilprozeßordnung) " die Worte „und in den 
Fällen des § 17 a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes" eingefügt. 

9. In § 80 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) § 48 Abs. 1 findet entsprechende Anwen-
dung. " 

10. § 88 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 88 
Beschränkung der Beschwerde 

§ 65 findet entsprechende Anwendung." 

11. § 93 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) § 65 findet entsprechende Anwendung." 

Artikel 7 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3047), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 20 Abs. 3 wird die Verweisung „§ 80 Abs. 5 bis 
7 der Verwaltungsgerichtsordnung" durch die Ver-
weisung „§ 47 Abs. 8, § 80 Abs. 5 bis 8, § 80a 
Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 7 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl.. I 
S. 3047), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 
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2. Das Kostenverzeichnis zu § 11 Abs. 1 (Anlage 1 
zum Gerichtskostengesetz) wird wie folgt geän-
dert: 

a) Nummer 1203 wird wie folgt gefaßt: 

„1203 Gerichtsbescheid (§ 84 VwGO), Be-
schluß nach § 93a Abs. 2 VwGO, 
Grundurteil (§ 111 VwGO), Vorbehalts-
urteil (§ 173 VwGO in Verbindung mit 
§ 302 ZPO)  1" 

b) In den Nummern 1204 und 1205 wird jeweils 
das Wort „Vorbescheid" durch das Wort „Ge-
richtsbescheid" ersetzt. 

c) Nummer 1213 wird wie folgt gefaßt: 

„1213 Beschluß nach § 93a Abs. 2 VwGO, 
Beschluß nach § 130a VwGO, Grund-
urteil (§ 111 VwGO), Vorbehaltsurteil 
(§ 173 VwGO in Verbindung mit § 302 
ZPO)  1" 

d) Nach Nummer 1221 wird folgende Num-
mer 1222 eingefügt: 

„1222 Beschluß nach § 93a Abs. 2 VwGO 	1 " 

e) Nummer 1230 wird wie folgt gefaßt: 

„1230 Verfahren erster Instanz über den Antrag 
auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung 
nach § 47 Abs. 8, § 123 VwGO 1/2" 

f) Nummer 1232 wird wie folgt gefaßt: 

„1232 Verfahren über einen Antrag nach § 80 
Abs. 5, § 80a Abs. 3 VwGO 	1/2" 

g) Die Nummern 1234, 1235, 1240 bis 1242 werden 
gestrichen. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. Das Kostenverzeichnis zu § 11 Abs. 1 (Anlage 1 
zum Gerichtskostengesetz) wird wie folgt geän-
dert: 

a1) In der Nummer 1201 wird das Wort „Vorbe-
scheides" durch das Wort „Gerichtsbeschei-
des" ersetzt. 

a2) Nach Nummer 1201 wird folgende Nummer 
1201 a — neu — eingefügt: 

„1201 a Zurücknahme der Klage in einem 
Verfahren nach § 93 a Abs. 2 VwGO 
vor Ablauf einer Erklärungsfrist 
nach § 93a Abs. 2 Satz 1 VwGO .. . 

Gebühr 1200 
ermäßigt sich 
auf 1/2" 

a) unverändert 

b) unverändert 

b1) Nach Nummer 1208 wird folgende Num-
mer 1209 eingefügt: 

„1209 Beschluß nach § 161 Abs. 2 VwGO in 
einem Verfahren nach § 93 a Abs. 2 
VwGO, wenn das Verfahren vor Ablauf 
einer Erklärungsfrist nach § 93 a Abs. 2 
Satz 1 VwGO beendet wird   

Gebühr 1208 
ermäßigt sich 
auf 1 /2" 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 
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h) unverändert 

Artikel 8 

unverändert 
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h) Nummer 1270 wird wie folgt gefaßt: 

„1270 Verfahren über Beschwerden gegen Ent-
scheidungen nach § 123 VwGO 	1" 

Artikel 8 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S. 907), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Rechtsanwalt erhält auch Schreib-
auslagen für Abschriften und Ablichtungen, die 
in derselben Angelegenheit zur notwendigen 
Unterrichtung von mehr als zehn Auftraggebern 
gefertigt werden. " 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Jeder der Auftraggeber schuldet dem 
Rechtsanwalt die Gebühren und Auslagen, die 
er schulden würde, wenn der Rechtsanwalt in 
seinem Auftrag tätig geworden wäre; Schreib-
auslagen schuldet jeder jedoch nur für Abschrif-
ten und Ablichtungen, die zu seiner Unterrich-
tung gefertigt werden. Der Rechtsanwalt kann 
aber insgesamt nicht mehr als die nach Absatz 1 
berechneten Gebühren und die nach Absatz 2 
berechneten Schreibauslagen fordern; die übri-
gen Auslagen kann er nur einmal fordern." 

2. § 114 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Im Verfahren nach § 84 Abs. 1 Satz 2 der 
Verwaltungsgerichtsordnung und im Verfahren 
nach § 130a Satz 2 in Verbindung mit § 125 
Abs. 2 Satz 3 der Verwaltungsgerichtsordnung 
erhält der Rechtsanwalt eine halbe Verhand-
lungsgebühr. " 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Ab-
sätze 4 bis 6. 

3. Nach § 114 wird folgender § 115 eingefügt: 

„§ 115 
Vergütung des gerichtlich bestellten 

Rechtsanwalts 

Der Rechtsanwalt kann von den Personen, für die 
er nach § 67 a Abs. 1 Satz 2 der Verwaltungsge-
richtsordnung bestellt ist, die Vergütung eines von 
mehreren Auftraggebern zum Prozeßbevollmäch-
tigten bestellten Rechtsanwalts verlangen; er kann 
jedoch keinen Vorschuß verlangen. § 36 a Abs. 2 
gilt sinngemäß." 
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Artikel 9 

unverändert 

Artikel 10 

entfällt 
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Artikel 9 

Änderung der Bundesdisziplinarordnung 

Die Bundesdisziplinarordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Juli 1967 (BGBl. I S. 750, 
984), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geän-
dert: 

1. Nach § 70 wird folgender § 70a eingefügt: 

„§ 70a 

(1) Der Vorsitzende kann durch Disziplinarge-
richtsbescheid 

1. die erforderliche Disziplinarmaßnahme verhän-
gen, wenn keine höhere Disziplinarmaßnahme 
als eine Gehalts- oder Ruhegehaltskürzung ver-
wirkt ist, 

2. auf Freispruch erkennen oder 

3. das Verfahren einstellen, wenn dies aus den 
Gründen des § 64 Abs. 1 in Betracht kommt. 

Ein Disziplinargerichtsbescheid darf nur ergehen, 
wenn die Sache keine besonderen Schwierigkeiten 
tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und 
wenn der Bundesdisziplinaranwalt sowie der Be-
amte der Verhängung einer bestimmten Diszipli-
narmaßnahme, dem Freispruch oder der Einstel-
lung des Verfahrens ohne Hauptverhandlung nicht 
widersprechen. 

(2) Der Disziplinargerichtsbescheid ergeht durch 
Beschluß und ist zu begründen. Er steht einem 
rechtskräftigen Urteil gleich. Für die Zustellung 
und die Kostenentscheidung finden § 78 Abs. 3 
und §§ 113 und 115 entsprechende Anwendung." 

2. § 71 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ergeht kein Disziplinargerichtsbescheid, setzt der 
Vorsitzende nach Ablauf der Frist des § 67 Abs. 2 
den Termin zur Hauptverhandlung an und lädt 
hierzu den Bundesdisziplinaranwalt, die Einlei-
tungsbehörde, den Beamten und seinen Verteidi-
ger." 

3. In § 121 Abs. 3 wird die Verweisung „§ 80 Abs. 2 
Nr. 4, Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 bis 7 
der Verwaltungsgerichtsordnung" durch die Ver-
weisung „§ 80 Abs. 2 Nr. 4, Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 
Satz 1 und Abs. 5 bis 8 der Verwaltungsgerichts-
ordnung" ersetzt. 

Artikel 10 

Änderung des Asylverfahrensgesetzes 

In § 32 des Gesetzes über das Asylverfahren vom 
16. Juli 1982 (BGBl. I S. 946), das zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird folgender Absatz 9 ange-
fügt: 
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„(9) Hat das Verwaltungsgericht durch Gerichtsbe-
scheid (§ 84 Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) 
entschieden, so ist dagegen nur der Antrag auf münd-
liche Verhandlung innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung des Gerichtsbescheides gegeben." 

Artikel 11  

Änderung des Wohngeldgesetzes 

§ 33 Abs. 1 Satz 2 des Wohngeldgesetzes in der Fas-
sung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I S. 1421, 1661), das 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird gestri-
chen. 

Artikel 12 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

1. § 34 des Wehrpflichtgesetzes in der Fassung vom 
13. Juni 1986 (BGBl. I S. 879), das zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§ 34 
Rechtsmittel gegen Entscheidungen 

des Verwaltungsgerichts 

Die Berufung gegen ein Urteil und die Be-
schwerde gegen eine andere Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts sind ausgeschlossen. Das gilt 
nicht für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung 
der Revision nach § 135 in Verbindung mit § 133 
der Verwaltungsgerichtsordnung und die Be-
schwerde gegen Beschlüsse über den Rechtsweg 
nach § 17 a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes. Auf die Beschwerde gegen Beschlüsse 
über den Rechtsweg findet § 17 a Abs. 4 Satz 4 bis 6 
des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechende 
Anwendung." 

2. Nummer 1 gilt nicht im Land Berlin. 

Artikel 13 

Änderung des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes 

1. § 19 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die Verweige-
rung des Kriegsdienstes mit der Waffe aus Ge-
wissensgründen vom 28. Februar 1983 (BGBl. I 
S. 203), das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird wie folgt gefaßt: 

„Das gilt nicht für die Beschwerde gegen die Nicht-
zulassung der Revision nach § 135 in Verbindung 
mit § 133 der Verwaltungsgerichtsordnung und die 
Beschwerde gegen Beschlüsse über den Rechts-
weg nach § 17 a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes. Auf die Beschwerde gegen Be-
schlüsse über den Rechtsweg findet § 17 a Abs. 4 
Satz 4 bis 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes ent-
sprechende Anwendung. " 

2. Nummer 1 gilt nicht im Land Berlin.  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 10 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

§ 33 Abs. 1 Satz 2 des Wohngeldgesetzes in der Fas-
sung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I S. 1421, 1661), das 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird gestri-
chen. 

Artikel 11 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

1. unverändert 

2. entfällt 

Artikel 12 

Änderung des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes 

1. unverändert 

2. entfällt 
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Entwurf 

Artikel 14 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

1. § 75 des Gesetzes über den Zivildienst der Kriegs-
dienstverweigerer in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. Juli 1986 (BGBl. I S. 1205), das zu-
letzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt 
gefaßt: 

„§ 75 
Rechtsmittel gegen Entscheidungen 

des Verwaltungsgerichts 

Die Berufung gegen ein Urteil, soweit es die Ver-
fügbarkeit, die Heranziehung oder die Entlassung 
des anerkannten Kriegsdienstverweigerers bet rifft, 
und die Beschwerde gegen andere Entscheidun-
gen des Verwaltungsgerichts sind ausgeschlossen. 
Das gilt nicht für die Beschwerde gegen die Nicht-
zulassung der Revision nach § 135 in Verbindung 
mit § 133 der Verwaltungsgerichtsordnung und die 
Beschwerde gegen Beschlüsse über den Rechts-
weg nach § 17 a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes. Auf die Beschwerde gegen Be-
schlüsse über den Rechtsweg findet § 17 a Abs. 4 
Satz 4 bis 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes ent-
sprechende Anwendung. " 

2. Nummer 1 gilt nicht im Land Berlin. 

Artikel 15 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

§ 339 des Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I 
S. 1909), das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird wie folgt gefaßt: 

„§ 339 
Rechtsmittel gegen Entscheidungen 

des Verwaltungsgerichts 

(1) Die Berufung gegen ein Urteil und die Be-
schwerde gegen eine andere Entscheidung des Ver-
waltungsgerichts sind ausgeschlossen. Das gilt nicht 
für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Re-
vision nach § 135 in Verbindung mit § 133 der Verwal-
tungsgerichtsordnung und die Beschwerde gegen Be-
schlüsse über den Rechtsweg nach § 17 a Abs. 2 und 3 
des Gerichtsverfassungsgesetzes. Auf die Be-
schwerde gegen Beschlüsse über den Rechtsweg fin-
det § 17 a Abs. 4 Satz 4 bis 6 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes entsprechende Anwendung. 

(2) Die nach Absatz 1 zulässigen Beschwerden und 
die Revision gegen Urteile des Verwaltungsgerichts 
stehen dem Antragsteller und dem Vertreter der Inter-
essen des Ausgleichsfonds zu. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch bei Verfahren 
über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten zwischen 
dem Ausgleichsfonds und anderen öffentlichen 
Rechtsträgern Anwendung. " 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 13 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

1. unverändert 

2. entfällt 

Artikel 14 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

§ 339 des Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I 
S. 1909), das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird wie folgt gefaßt: 

„§ 339 
unverändert 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 15 

Änderung des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes 

unverändert 

Artikel 16 

Änderung des Kriegsgefangenen

-

entschädigungsgesetzes 

unverändert 

Artikel 17 

Änderung des Seeunfalluntersuchungsgesetzes 

unverändert 

Artikel 18 

Änderung des Wassersicherstellungsgesetzes 

unverändert 

Entwurf 

Artikel 16 

Änderung des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes 

In § 39 Abs. 1 des Beweissicherungs- und Feststel-
lungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I  S. 1897), das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, werden die Worte „in 
Verbindung mit § 190 der Verwaltungsgerichtsord-
nung" gestrichen. 

Artikel 17 

Änderung des Kriegsgefangenen

-

entschädigungsgesetzes 

§ 23 Satz 2 des Kriegsgefangenenentschädigungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Februar 1987 (BGBl. I S. 506), das zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Das gilt nicht für die Beschwerde gegen die Nichtzu-
lassung der Revision nach § 135 in Verbindung mit 
§ 133 der Verwaltungsgerichtsordnung und die Be-
schwerde gegen Beschlüsse über den Rechtsweg 
nach § 17a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfassungsge-
setzes. Auf die Beschwerde gegen Beschlüsse über 
den Rechtsweg findet § 17a Abs. 4 Satz 4 bis 6 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechende Anwen-
dung. " 

Artikel 18 

Änderung des Seeunfalluntersuchungsgesetzes 

Das Gesetz über die Untersuchung von Seeunfällen 
vom 6. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2146), zuletzt geän-
dert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 21 Abs. i wird wie folgt geändert: 

Nach Satz 1 wird der Punkt durch einen Strich-
punkt ersetzt und folgender Satz angefügt: „dem 
Widerspruch gegen einen Spruch nach § 17 kann 
das Seeamt nicht nach § 72 der Verwaltungsge-
richtsordnung abhelfen. " 

2. § 23 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das gilt nicht für die Beschwerde gegen die Nicht-
zulassung der Revision nach § 135 in Verbindung 
mit § 133 der Verwaltungsgerichtsordnung und die 
Beschwerde gegen Beschlüsse über den Rechts-
weg nach § 17 a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes. Auf die Beschwerde gegen Be-
schlüsse über den Rechtsweg findet § 17 a Abs. 4 
Satz 4 bis 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes ent-
sprechende Anwendung." 

Artikel 19 

Änderung des Wassersicherstellungsgesetzes 

§ 23 des Wassersicherstellungsgesetzes vom 24. Au-
gust 1965 (BGBl. I S. 1225), das zuletzt durch ... ge-
ändert worden ist, wird gestrichen. 
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Entwurf 

Artikel 20 

Änderung des Vereinsgesetzes 

In § 16 Abs. 2 Satz 1 des Vereinsgesetzes vom 
5. August 1964 (BGBl. I S. 593), das zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird die Verweisung „§§  48, 50 
Abs. 1 Nr. 2" durch die Verweisung „§ 48 Abs. 2 und 
3, § 50 Abs. 1 Nr. 2" ersetzt. 

Artikel 21 

Aufhebung des Gesetzes 
zur Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und 

Finanzgerichtsbarkeit 

Das Gesetz zur Entlastung der Gerichte in der Ver-
waltungs- und Finanzgerichtsbarkeit vom 31. März 
1978 (BGBl. I S. 446), zuletzt geändert durch . . ., wird 
aufgehoben. 

Artikel 22 

Überleitungsvorschrift 

Die Zulässigkeit eines Rechtsbehelfs gegen einen 
Verwaltungsakt richtet sich nach den bisher gelten-
den Vorschriften, wenn der Verwaltungsakt vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bekanntgegeben wor-
den ist. Die Zulässigkeit eines Rechtsbehelfs gegen 
eine gerichtliche Entscheidung richtet sich nach den 
bisher geltenden Vorschriften, wenn die Entschei-
dung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verkün-
det oder von Amts wegen anstelle einer Verkündung 
zugestellt worden ist. 

Artikel 23 

Neubekanntmachung 
der Verwaltungsgerichtsordnung 

Der Bundesminister der Justiz kann den Wortlaut 
der Verwaltungsgerichtsordnung in der beim Inkraft-
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung im Bundes-
gesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 24 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 25 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft.  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 19 

Änderung des Vereinsgesetzes 

unverändert 

Artikel 20 

Aufhebung des Gesetzes 
zur Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und 
Finanzgerichtsbarkeit, soweit es verwaltungsge

-

richtliche Verfahren betrifft 

Artikel 2, 4 und 5 Abs. 1 des Gesetzes zur Entlastung 
der Gerichte in der Verwaltungs- und Finanzgerichts-
barkeit vom 31. März 1978 (BGBl. I S. 446), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juli 
1985 (BGBl. I S. 1274), werden aufgehoben. 

Artikel 21 

Überleitungsvorschrift 

unverändert 

Artikel 22 

Neubekanntmachung 
der Verwaltungsgerichtsordnung 

unverändert 

Artikel 24 

Berlin-Klausel 

entfällt 

Artikel 23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Hüsch und Wiefelspütz 

I. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zur Neuregelung des verwaltungs-
gerichtlichen Verfahrens (Viertes Gesetz zur Ände-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung — 4. VwGO

-

ÄndG —) — Drucksache 11/7030 — in seiner 214. Sit-
zung vom 31. Mai 1990 in erster Lesung beraten und 
an den Rechtsausschuß federführend und den Finanz-
ausschuß sowie den Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung mitberatend überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
95. Sitzung am 19. September 1990 und in seiner 
97. Sitzung am 10. Oktober 1990 beraten. Er empfiehlt 
vorbehaltlich der Stellungnahme der mitberatenden 
Ausschüsse mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der 
Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90, den Gesetzent-
wurf in der oben wiedergegebenen Ausschußfassung 
anzunehmen. 

Der Finanzausschuß und der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung haben in ihren Sitzungen am 24. Okto-
ber 1990 einstimmig — im Finanzausschuß bei Abwe-
senheit der Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90, im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung bei Enthaltung 
der Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 — beschlossen, 
die Annahme des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 

II. Begründung der Beschlußempfehlung 

1. Allgemeines 

a) Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
sind mit der Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Verwaltungsgerichtsordnung durch Neurege-
lungen zur Verbesserung, Beschleunigung und 
Entlastung des Verfahrens geändert werden 
müsse. Sie stützen ihre Ansicht darauf, daß in je-
dem Jahr etwa 120 000 Klagen bei den Verwal-
tungsgerichten eingingen. Ende der sechziger 
Jahre habe die Zahl der Klagen bei unter 50 000 
gelegen. Als die Verwaltungsgerichte Mitte der 
siebziger Jahre die ansteigende Prozeßflut nicht 
mehr hätten bewältigen können, habe der Gesetz-
geber mit einem zeitlich befristeten Entlastungsge-
setz, das mehrfach verlängert worden sei und sich 
in der Praxis bewährt habe, reagiert. Das beste-
hende Nebeneinander von prozeßualem Dauer-
recht und bef ristetem Entlastungsrecht sei jedoch 
unbefriedigend. Es sei keine Dauerlösung und 
nicht ausreichend. 

Eine umfassende Neuregelung des verwaltungs-
gerichtlichen Verfahrens hat der Ausschuß jedoch 
nicht für erforderlich gehalten, weil sich die Ver-
waltungsgerichtsordnung im übrigen bewährt 

habe. Der Gesetzentwurf greife deshalb grundle-
gende Änderungsvorschläge wie die vom Bundes-
rat in seiner Stellungnahme empfohlene Einfüh-
rung einer allgemeinen Zulassungsberufung und 
die empfohlene Beschränkung der aufschiebenden 
Wirkung der Klage auf das Verfahren erster In-
stanz nicht auf. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 hat sich 
gegen den Gesetzentwurf gewandt. Sie befürchtet 
vor allem, daß die Regelungen zur Beschleunigung 
und Entlastung des Verfahrens zu einem Abbau 
eines rechtsstaatlichen Verfahrens führen könnten 
und das Vertrauen der Rechtssuchenden nicht aus-
reichend berücksichtigt werde. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
teilten diese Bedenken nicht. Sie waren vielmehr 
der Ansicht, daß der Gesetzentwurf der Bewälti-
gung der angewachsenen Verfahrensflut in der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit und der Gewährung 
des notwendigen Rechtsschutzes in ausgewogener 
Weise Rechnung trage. 

b) Im Mittelpunkt des Gesetzentwurfes steht die 
Übernahme der mit dem Gesetz zur Entlastung der 
Gerichte in der Verwaltungs- und Finanzgerichts-
barkeit vom 31. März 1978 (BGBl. I S. 446) bef ristet 
eingeführten Entlastungsregelungen, soweit sie 
sich bewährt haben. 

Der Entwurf nimmt vor allem die Regelungen über 
den Gerichtsbescheid und die Berufungszurück-
weisung durch Beschluß — jedoch in vereinfachter 
und erweiterter Form — auf. Er übernimmt weiter 
die Zulassungsberufung in Verfahren mit gerin-
gem Streitwert, wobei der Anwendungsbereich 
der Zulassungsberufung dadurch erweitert wird, 
daß der maßgebende Streitwert auf 1 000 DM er-
höht wird. Das Zulassungsverfahren wird gegen-
über dem Entlastungsgesetz vereinfacht. Das Ver-
fahren über die Nichtzulassungsbeschwerde wird 
als Berufungsverfahren fortgesetzt, wenn die Beru-
fung auf die Beschwerde vom Verwaltungsgericht 
oder vom Oberverwaltungsgericht zugelassen 
wird. Einer gesonderten Berufungseinlegung be-
darf es künftig nicht mehr. 

Aus dem Entlastungsgesetz greift der Entwurf 
schließlich Erleichterungen für die Begründung 
gerichtlicher Entscheidungen und — mit einigen 
Erweiterungen — die im Jahre 1985 eingeführte 
erstinstanzliche Zuständigkeit der Oberverwal-
tungsgerichte bei technischen Großvorhaben auf. 

Von den übrigen verfahrensrechtlichen Maßnah-
men sind vor allem hervorzuheben: 

— die Verbesserungen im Bereich des einstweili-
gen Rechtsschutzes, 
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— die vereinfachten Möglichkeiten zur Abwick-
lung von Massenverfahren, 

— die Erweiterung der Befugnisse des die Ver-
handlung vorbereitenden Richters, 

— die Möglichkeit, Fristen für bestimmte Prozeß-
handlungen zu setzen, 

— die Möglichkeit, verspätetes Vorbringen zu-
rückzuweisen, 

— die Möglichkeit, die Streitsache an die Verwal-
tungsbehörden zur weiteren Sachaufklärung 
zurückzuverweisen, 

— die Möglichkeit eines vereinfachten Ver-
gleichsabschlusses, 

— die Neuordnung des Revisionsverfahrens, 

— die Vereinheitlichung und Vereinfachung des 
Verfahrens der Verweisung von Rechtsstreitig-
keiten. 

2. Zu den einzelnen Änderungen 

Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird, so-
weit die Annahme in der Fassung des Entwurfs der 
Bundesregierung empfohlen wird, auf die Begrün-
dung in Drucksache 11/7030, S. 17f. und S. 51f. Be-
zug genommen. Die Annahme der Regelungen wurde 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und den 
Stimmen der Fraktion der SPD empfohlen. Die Frak-
tion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 hat gegen die empfoh-
lenen Eingangsworte sowie gegen die empfohlenen 
Regelungen in Artikel 1 Nr. 5 a, Nr. 9, Nr. 10a, Nr. 12, 
Nrn. 36-46, Artikel 6 Nr. 4, Artikel 11, 12, 14 und 24 
gestimmt. Im übrigen hat sie sich der Stimme enthal-
ten. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 a — § 48 Abs. 1 Nr. 5 a und Nr. 8 
VwGO 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, die Oberverwal-
tungsgerichte sollten auch bei Streitigkeiten über we-
sentliche Änderungen von Abfallentsorgungsanlagen 
erstinstanzlich zuständig sein. Die Einführung dieser 
erstinstanzlichen Zuständigkeit erscheine sachge-
recht. Weiter hat der Bundesrat vorgeschlagen, die 
Kriterien für die Abgrenzung der Zuständigkeiten ge-
nauer zu fassen. Die Koalitionsfraktionen und die 
Fraktion der SPD sind diesen Empfehlungen, denen 
die Bundesregierung zugestimmt hat, gegen die Stim-
men der Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 gefolgt. 

Der Rechtsausschuß hat weiter empfohlen, die erstin-
stanzliche Zuständigkeit der Oberverwaltungsge-
richte auf Streitigkeiten auszudehnen, die das Plan-
feststellungsverfahren für den Bau oder die Änderung 
von Bundesfernstraßen betreffen. Diese Empfehlung 
geht auf einen Vorschlag des Bundesrates zurück, der 
die Zuständigkeit auf Streitigkeiten über Planfeststel-
lungsverfahren für den Bau und die Änderung von 
Autobahnen und Bundesfernstraßen mit getrennten 
Fahrbahnen für den Richtungsverkehr ausgedehnt 
wissen wollte. Die Bundesregierung sah hier Schwie

-

rigkeiten, da das Bundesfernstraßengesetz nur zwi-
schen Bundesautobahnen und Bundesfernstraßen un-
terscheidet. Der Rechtsausschuß nahm deshalb mehr-
heitlich den Vorschlag der Bundesregierung auf, die 
erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberverwaltungs-
gerichts generell für Planfeststellungsverfahren für 
den Bau oder die Änderung von Bundesfernstraßen 
vorzusehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 10a — § 65 Abs. 3 VwGO 

Der Rechtsausschuß schlägt mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen und den Stimmen der Fraktion der 
SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN/ 
Bündnis 90 die empfohlene Änderung vor. Er folgt 
damit der Ansicht des Bundesrates, daß es zweckmä-
ßig erscheine, einen Ausschluß der Beschwerdemög-
lichkeit auch in diesem Falle vorzusehen, weil die die 
Massenverfahren betreffenden Bestimmungen in Ar-
tikel 1 Nr. 9 (§ 56a VwGO) und Artikel 1 Nr. 12 (§ 67 a 
VwGO) jeweils in ihrem Absatz 1 bereits die Unan-
fechtbarkeit der dort geregelten Beschlüsse vorsähen. 
Die Bundesregierung hat dem Vorschlag des Bundes-
rates zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 a — § 67 Abs. 1 VwGO 

Der Rechtsausschuß folgt mit der empfohlenen Ände-
rung einem Vorschlag des Bundesrates. Danach ent-
spreche die Klarstellung, daß sich Beteiligte auch bei 
Nichtvorlagebeschwerden nach § 47 Abs. 7 VwGO 
vor dem Bundesverwaltungsgericht durch einen 
Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer einer deut-
schen Hochschule als Bevollmächtigten vertreten las-
sen müssen, der oberstgerichtlichen Rechtsprechung 
und sei daher sachgerecht. Die Bundesregierung hat 
dem Vorschlag des Bundesrates zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 18 — § 87 a VwGO 

Der Rechtsausschuß teilt die Auffassung des Bundes-
rates, wonach die im Regierungsentwurf vorgesehene 
Formulierung nicht klar sei. Es müsse konkretisiert 
werden, daß in den Fällen, in denen dem Einzelrichter 
Entscheidungsbefugnisse eingeräumt würden, zu-
nächst der Vorsitzende zur Entscheidung berufen sei. 
Sei ein Berichterstatter bestellt, so gehe die Entschei-
dungsbefugnis auf diesen über. Die empfohlene Neu-
formulierung solle dieser Klarstellung Rechnung tra-
gen. 

Zu Artikel 1 Nr. 23 — § 113 Abs. 3 VwGO 

Die empfohlene Änderung enthält eine vom Bundes-
rat übernommene Klarstellung, nach der eine Aufhe-
bung des Verwaltungsakts und des Widerspruchsbe-
scheids nur dann in Betracht kommen solle, wenn die 
noch notwendigen Ermittlungen nach Art und Um-
fang erheblich seien und es sachdienlich sei, die Er-
mittlungen nicht im gerichtlichen Verfahren, sondern 
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durch die Verwaltung selbst vornehmen zu lassen. Die 
Bundesregierung hat diesem Vorschlag zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 31 — § 131 Abs. 2 Nr. 1 VwGO 

Die Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 stellten den 
Änderungsantrag, daß die Regelung des § 131 Abs. 2 
Nr. 1 mit der Begrenzung 'des Streitwertes auf 
1 000 DM für die Gebiete der Jugendhilfe, der Kriegs-
opferfürsorge, der Schwerbehindertenfürsorge sowie 
der Ausbildungsförderung nicht gelten solle. Nach 
§ 188 VwGO seien diese Sachgebiete in einer Kam-
mer zusammengefaßt. Es sei nicht gerechtfertigt, hier 
eine Streitwertgrenze von 1 000 DM festzulegen. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
stimmten diesem Änderungsantrag nicht zu. Sie wa-
ren der Ansicht, es solle auch für diese Sachgebiete 
bei der vorgesehenen Regelung des § 131 Abs. 2 Nr. 1 
VwGO bleiben. 

Zu Artikel 7 Nr. 2 a und b — Änderung des 
Gerichtskostengesetzes 

Der Rechtsausschuß hat sich dem Vorschlag des Bun-
desrates, dem die Bundesregierung zugestimmt hat, 
angeschlossen. Er ist der Ansicht, daß die vorgeschla-
gene kostenrechtliche Begünstigung der Kläger der 
Nachverfahren, die ihre Rechtsschutzsuche in unmit-
telbarer Folge rechtskräftiger Entscheidungen in den 
Musterverfahren zurücknehmen oder für erledigt er-
klären, sachgerecht seien. 

Zu Artikel 10 — Änderung des 
Asylverfahrensgesetzes 

Der Rechtsausschuß hält aufgrund eines Vorschlages 
des Bundesrates, dem auch die Bundesregierung zu-
gestimmt hat, eine Sonderregelung für das gerichtli-
che Asylverfahren für entbehrlich. Er empfiehlt des-
halb die Streichung der in Artikel 10 vorgesehenen 
Regelung. 

Zu den Artikeln 11 bis 23 

Da Artikel 10 entfällt, werden die bisherigen Arti-
kel 11 bis 23 zu Artikel 10 bis 22. 

Zu den Artikeln 11, 12 und 13 

In diesen Artikeln entfallen die Sonderregelungen für 
Berlin. 

Zu Artikel 24 

Artikel 24 ist mit der Verwirklichung der Deutschen 
Einheit gegenstandslos geworden. 

Als Folge hiervon und der redaktionellen Änderungen 
wird Artikel 25 nunmehr zu Artikel 23. 

Zu Artikel 20 — Aufhebung des Gesetzes zur 
Entlastung der Gerichte in der 
Verwaltungs- und 
Finanzgerichtsbarkeit 

Da für die Gerichte in der Finanzgerichtsbarkeit die 
im Gesetz zur Entlastung der Gerichte in der Verwal-
tungs- und Finanzgerichtsbarkeit vom 31. März 1978 
(BGBl. I S. 446), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
4. Juli 1985 (BGBl. I S. 1274), vorgesehenen Entla-
stungsregelungen noch nicht als Dauerrecht in eine 
Finanzgerichtsordnung eingearbeitet werden konn-
ten, kann das Entlastungsgesetz nur hinsichtlich der 
Regelungen der Gerichte in der Verwaltungsgerichts-
barkeit, nicht aber auch der in der Finanzgerichtsbar-
keit aufgehoben werden. Der Rechtsausschuß hat 
deshalb eine entsprechende Änderung empfohlen. 

Zu Artikel 23 — Inkrafttreten 

Das Gesetz muß zum 1. Januar 1991 in Kraft treten, 
damit zwischen den auslaufenden Regelungen im Ge-
setz über die Entlastung der Gerichte in der Verwal-
tungs- und Finanzgerichtsbarkeit vom 31. März 1978 
(BGBl. I S. 446), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
4. Juli 1985 (BGBl. I S. 1274), und den im Gesetzent-
wurf — Drucksache 11/7030 — als Dauerregelung 
vorgesehenen Bestimmungen keine Lücke entsteht. 
Der Rechtsausschuß hat deshalb beschlossen, diesen 
Zeitpunkt des Inkrafttretens zu empfehlen. 

Bonn, den 25. Oktober 1990 

Dr. Hüsch 	Wiefelspütz 

Berichterstatter 








